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Kreisverwaltung Germersheim ۰ Luitpoldplatz 1 ۰ 76726 Germersheim 

  

An die 

Verbandsgemeindeverwaltung Lingenfeld 

 

 

Hauptstraße 60 

67360 Lingenfeld 

 

 

Aktenzeichen: 23/0012/5117/WEI 
Vorhaben: Aufstellung  
Bezeichnung: Altortbereich 
Verbandsgemeinde: VG Lingenfeld 
Ortsgemeinde: Weingarten 
 

Stellungnahme 

hier: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. gem. § 4Abs.1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen für die Übersendung der Unterlagen zur Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Altortbereich" der Ortsgemeinde Weingarten. 

Von Seiten der, durch die Kreisverwaltung Germersheim vertretenen, Fachbehörden werden 

nachfolgende Anregungen vorgebracht: 

 

 

 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Baukunstdenkmalpflege 

Innerhalb des überplanten Gebietes, sowie in dessen unmittelbarer Umgebung sind im nachrichtlichen 

Verzeichnis (§10 Denkmalliste RLP DSchG) des Landkreises Germersheim, hier Ortsgemeinde 

Weingarten, Kulturgüter in der Denkmalliste des LK Germersheim geführt, die eine Betroffenheit des 

Planungsbereichs aufweisen. 



 

 

Textteil: 

Festsetzung 3.3 und 3.5:  

Die Untere Bauaufsichtsbehörde weist darauf hin, dass gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 LBauO Abstandsflächen 

nur dann nicht erforderlich sind, wenn nach bauplanungsrechtlichen Vorschriften ohne Grenzabstand 

gebaut werden muss. Wenn also festgesetzt wird, dass an mindestens eine Seite angebaut werden 

muss und an beide angebaut werden kann, trifft das hier am Ende für keine Seite zu. Weder an die 

eine, noch an die andere muss gebaut werden. Somit steht die Festsetzung entgegen der 

Landesbauordnung und würde für viele Grundstücke, die nicht unter den § 8 Abs. 1 Satz 3 LBauO 

fallen, keine bauordnungsrechtlich konforme Bebauung erlauben. 

 

Untere Naturschutzbehörde 

Aus naturschutzfachlicher Sicht sollten die Funktionen des Gewässerschutzstreifens des Hainbachs 

gesichert und weiter verbessert werden. Insbesondere die vorgesehene Zulässigkeit der 

Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl auf bis zu 0,8 wird von der Unteren 

Naturschutzbehörde im festgesetzten Überschwemmungsgebiet und den daran angrenzenden 

Bereichen als sehr kritisch angesehen. Für den Bereich südlich des Hainbachs sollten abweichende 

Festsetzungen getroffen werden und die Sicherung der drei größeren, teils an den Uferbereich 

angrenzenden Gartenbereiche als Private Grünflächen geprüft werden.  

Für die Privaten Grünflächen wird empfohlen Vorgaben zur naturnahen Gestaltung zu machen und die 

zur Pflanzung zulässigen Gehölze in einer Pflanzen-/Artenliste vorzugeben. 

Einem Verzicht auf die artenschutzrechtliche  Begutachtung wird seitens der Unteren 

Naturschutzbehörde nicht zugestimmt. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Konflikten und zur 

Entwicklung von entsprechenden Maßnahmen wird eine artenschutzrechtliche Bewertung des 

Vorhabens für erforderlich angesehen. Da große Teile des Plangebietes bereits bebaut oder versiegelt 

sind, kann eine solche Bewertung zunächst im Rahmen einer artenschutzrechtlichen 

Potenzialabschätzung erfolgen. Hierbei können Gebäude und Vegetationsstrukturen mit 

artenschutzrechtlicher Relevanz ermittelt werden, für die im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 

ein artenschutzrechtliches Gutachten vorzulegen ist.   

Zur Herstellung von naturschutzfachlich hochwertigen extensiven Dachbegrünungen wird angeregt 

eine Mindestsubstratstärke von 12 cm und die Einsaat bzw. Bepflanzung mit gebietseigenen 

Wildpflanzen festzusetzen. 



 

 

Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde 

Im Rahmen der Aufstellung des B-Plans „Altortbereich West“ in Weingarten bestehen seitens der 
unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde folgende Anmerkungen: 

Überschwemmungsgebiet Hainbach 

Das B-Plan Gebiet liegt teilweise im Überschwemmungsgebiet des Hainbachs. Gemäß § 78 WHG ist die 

Errichtung jeglicher Bauwerke (auch Mauern) sowie die Auffüllung des Geländes, Baumpflanzungen 

etc. (siehe abschließende Aufzählung § 78 Absatz 1 Ziffern 1 bis 9 WHG) untersagt. Über Ausnahmen 

im Einzelfall entscheidet die Untere Wasserbehörde im Benehmen mit der wasserwirtschafltichen 

Fachbehörde. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Gez. 

Fabian Braun 


